Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/762 


Sachgebiet 63 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Dr. Pohle, Dr. Althammer, 
Strauß und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr, Entwicklung der Bundesfinanzen im Rechnungs- 
jahr 1969 und Haushaltsführung des Bundes im 
Rechnungsjahr 1970 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Das Haushaltssoll 1969 des Bundes belief 
sich - methodisch umgerechnet - auf 
Dieses Soll verminderte sich um die am 
22. Juli 1969 aus konjunkturellen Gründen 
beschlossene Ausgabensperre von rund 
Außerdem sind im Rechnungsjahr 1969 
zusätzlich zu der Sperre zwangsläufige 
Minderausgaben 

- bei den Zinszahlungen von 

- bei den Personalausgaben von 
entstanden. 

Das um Konjunktursperre und zwangsläufige 

Minderausgaben bereinigte Soll 1969 belief 

sich demnach auf rund 80,0 


Wie ist es zu erklären, daß das Ist-Ergebnis 1969 von rund 
81,6 Mrd. DM (genau: 81,58 Mrd. DM gemäß Finanzplan 
bzw. 81,56 Mrd. DM gemäß Finanznachrichten vom 
29. April 1970) um rund 1,6 Mrd. DM über dem um Kon- 
junktursperre und zwangsläufige Minderausgaben berei- 
nigten Haushaltssoll 1969 liegt? 

2. Ist die am 22. Juli 1969 beschlossene Sperre in der vorge- 
sehenen Aufgliederung auf die Einzelpläne voll einge- 
halten worden? Wenn nein: Wo und in welcher Höhe 
nicht? 

3. Ist die Sperre in Einzelfällen (ggf. in welchen Einzelplänen? 
Wann? Höhe der entsperrten Beträge?) aufgehoben 
worden? 


in Mrd. DM 
82,6 

1,8 

0,5 

0,3 
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4. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß nach einer Aus- 
gabensteigerung im ersten Vierteljahr 1970 von über 
8 V. H. gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
im zweiten Vierteljahr eine Steigerungsrate von unter 
0 V. H., also eine - wenn auch geringfügige ~ Ausgaben- 
senkung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit- 
raum erreicht werden müßte, um die Erklärung des Bundes- 
finanzministers vom 18. Februar 1970 wahr zu machen, daß 
die Ausgaben während des Zeitraumes der vorläufigen 
Haushaltsführung des Bundes 1970 nur „in einer Größen- 
ordnung um 4 V, H.'' steigen würden? 

5. Wie will die Bundesregierung eine solche Senkung oder 
doch zumindest Stagnation der Bundesausgaben im zweiten 
Quartal gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum 
angesichts der zwangsläufigen Mehrausgaben für Personal- 
kosten usw. sicherstellen, auf die das Bundesfinanzministe- 
rium im Bericht über die „Bundesfinanzen im ersten Vier- 
teljahr 1970" hinge wüesen hat und die dem Bundesfinanz- 
minister nach der Erklärung seines Vertreters vom 
30. April 1970 vor dem Deutschen Bundestag bereits am 
18. Februar 1970 bekannt waren? Oder kann die Bundes- 
regierung die Erklärung des Bundesfinanzministers vom 
18. Februar 1970 und damit auch die Zielsetzung des 
Jahreswirtschaftsberichts 1970, wonach die Bundesausga- 
ben im ersten Halbjahr 1970 vergleichsweise gering an- 
wachsen sollten, nicht einhalten? 


6. An wen, auf Grund welcher Rechtsgrundlage im Außen- 
verhältnis und wann genau sind die Zahlungen von 908 Mio 
DM für 


- Beitragszahlungen an den Europ. 
Ausrichtungs- und Garantiefonds 

- Materialkäufe in den USA 

- Kreditbeschaffungskosten 


in Mio DM 
861,6 
30,8 
15,6 


zusammen 908,0, 


gezahlt werden, 


die nach dem 5. Januar 1970 noch zu Lasten des Rechnungs- 
jahres 1969 gebucht worden sind? 


7. Wie hoch würde die Steigerungsrate der Bundesausgaben 
gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum im er- 
sten Vierteljahr 1970 sein, wenn zusätzlich zu den für 1970 
gebuchten Zahlungen noch der vorstehende Betrag von 
908 Mio DM eingerechnet würde? 


8. Ist für 1970 (ggf. bei welchen Ansätzen und in welcher 
Höhe) der Anspruchnahme von Ausgaberesten zuge- 
stimmt worden, die der Einschränkung des § 45 Abs. 3 
zweiter Halbsatz der Bundeshaushaltsordnung nicht unter- 
liegen, wonach diese Zustimmung nur erteilt werden darf, 
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wenn Minderausgaben innerhalb des Haushalts in gleicher 
Höhe (wobei selbstverständlich Minderausgaben auf Grund 
der Konjunktursperre nicht berücksichtigt werden dürfen) 
entstehen? Sind ggf. derartige Zustimmungen geplant oder 
zu erwarten? 

9. Nach dem Bericht des Bundesfinanzministeriums über die 
Entwicklung der Bundesfinanzen im ersten Vierteljahr 1970 
belaufen sich in diesem Vierteljahr 

- der UberschufS der Einnahmen ohne Kredite über die 
Ausgaben (ohne Zuführung an Rücklagen und ohne 
Schuldentilgung) 

in Mrd. DM 


auf 0,11 

- Einnahmen aus Krediten (brutto) 0,85 

- Münzgewinn 0,09 

zusammen 1,05 

Hieraus zu erbringende Tilgungen von Krediten 1,37 

so daß sich danach schon ein kassenmäßiger 
Fehlbetrag von 0,32 

ergab. Die Leistung der Konjunkturausgleichs- 
rücklage von 0,75 

im ersten Vierteljahr 1970 war somit nur 
dadurch möglich, daß der kassemäßige Fehl- 
betrag entsprechend auf 1,07 

erhöht wurde. 


Ist die Bundesregierung bereit, die Erklärung des Bundes- 
finanzministers vor dem Deutschen Bundestag am 17. April 
1970, daß die erste Rate der Konjunkturausgleichsrücklage 
des Bundes in Höhe von 750 Mio DM aus laufenden Einnah- 
men überwiesen worden sei, dahin gehend richtig zu stellen, 
daß die Zahlung auf die Konjunkturausgleichsrücklage der 
Bundesregierung nur durch Inkaufnahme eines zusätzlichen 
Fehlbetrages im ersten Vierteljahr 1970 möglich war und 
daß dieser Fehlbetrag mangels Rücklagen nur durch Kas- 
senkredite gedeckt werden konnte? Ist sich die Bundes- 
regierung bewußt, daß die Aufbringung einer Konjunktur- 
ausgleichsrücklage aus Kassenkrediten dem Zweck zuwider 
läuft, der mit der Bildung einer solchen Rücklage verfolgt 
wird? 

10. Wie gedenkt die Bundesregierung die endgültige haus- 
haltsmäßige Finanzierung der Konjunkturausgleichsrück- 
lage von 1,5 Mrd. DM angesichts des Fehlens eines ent- 
sprechenden Ansatzes im Haushaltsplanentwurf sicherzu- 
stellen? 
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11. Wie gedenkt die Bundesregierung die Einhaltung der von 
ihr vorgeschlagenen Konjunktursperre gemäß § 2 des Haus- 
haltsgesetzentwurfs bei den gesetzlich gebundenen Aus- 
gaben 

- für Wohnungsbauprämien ^ (50 Mio DM) 

- für Rechtsansprüche nach dem 

Bundesrückerstattungsgesetz (35 Mio DM) 

- für Entscheidungen nach dem 

Reparationsschädengesetz (20 Mio DM), 

die sie trotz der vom Bundesrat geäußerten Bedenken auf- 
recht erhalten will, sicherzustellen? Will sich die Bundes- 
regierung der Erfüllung bestehender und im Rechnungsjahr 
fälliger Verbindlichkeiten entziehen? 

12. Ist die Bundesregierung bereit, künftig unter Ausnutzung 
der unter dem früheren Bundesfinanzminister Strauß ein- 
geleiteten Erfassung der Ausgaben und Einnahmen des 
Bundes mit Hilfe der EDV die monatlichen, vierteljähr- 
lichen und jährlichen Ist-Ergebnisse ihrer Haushaltsführung 
früher als bisher dem Parlament und der Öffentlichkeit mit- 
zuteilen? 


Bonn, den 5. Mai 1970 


Leicht 
Dr. Pohle 
Dr. Althammer 
Strauß 
Dr. Bach 
Biechele 

Dr. von Bismarck 
Dr. Heck 

Dr. Jahn (Braunschweig) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) 

Dr. Müller-Hermann 
Rösing 
Ruf 

Dr. Schneider (Nürnberg) 

Dr. Wörner 
Frau Dr. Wolf 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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